
XIX. GP.-NA 
41 

1994 -11- 2 1 
IJ 

ANFRAGE 

der Abgeordneten DDr.Niedenvieser; l\fag.Guggenberger, Strobl 

und Genossen 

an den Bundesminister für Föderalismus und Venvaltungsrefotm 

betreffend Landeskompetenz für die Einkommen der Lalldeshauptleute 

Die Regierungsvorlage zur Bundesstaatsreform und die bisherigen parlamentarischen Beratun

gen dazu haben die Ahschaffung der rnittelharen Bundesvenvaltung und die ~Clbertrabrung von 

hompetcnz;:'-fl, di\': bisher vom LanJ<;;shauptmannausgcilbt wurden, auf die Landesregierung 

als Kolkgialorgan zum Inhalt. 

Die Funktion des Landeshauptmannes im Rahmen der miuclban':l1 Bundcsven,valtung w<tr die 

Begründung d~für, daß seine Bezüge durch Bundesgesetz geregdt sind und sein Dienstauto 

vom Bund zur Verfügung gestellt wird. 

Den Landeshauptlcuten war es zu ihrem tiefsten Bedauern damit verwehrt, sich an Gchaltsre

duziemngen für die ~litglieder der Landesregierung (wie sie beispielsweise durch den Tiroler 

Landtag beschlossen wurde) zu beteiligen. 

Da im Zuge der Verhandlungen über die Bundesstaatsrefotm von den Landeshauptleuten öf

fentlich eine Reihe von Fordenmgen eingebracht wurden, eine FöderaIisierung der eigenen Ge

hiilter bisher aber nicht darunter \\lar) richten die unterzeichneten Abgeordneten an den HCITn 

Bundesminister die folgende 

Anfrage: 

1. \\'urde im Rahmen der Verhandlungen und Gespräche auch dieses Thema erörtert ? 

2. \Vennja, weshalbh;ll es nicht zur. Aufnahme emer Novelle zum Bundes-Bczügegesetz 

(Herausnahme der Landeshallptle~lt~')\ in dIe Regierungsvorlage zur Bundesstaatsrefonn gefuhrt 

? 

3. Wenn nein, ist von der Bundesregierung noch eine Regje1Ung~;vorlage mit diesem Inhalt zu 

envarten? 

4. \\'ie stehen Sie selbst zur Übct1ragung der Zuständjgkcit tur die Bezüge der L,andeshauptleu

te in die Landeskompetenz ? 
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